
Hinweis auf die differenzierte Festlegung der Schaden­
ersatzsumme (§ 113 Abs. 4 in Verbindung mit § 109 
Abs. 2 GBA) hinweggehen, weil ein Werktätiger in je­
dem Fall nur dann zur Leistung von Schadenersatz ver­
pflichtet werden kann, wenn die vom Gesetz bestimm­
ten Voraussetzungen vorliegen und vom Gericht ein­
wandfrei festgestellt worden sind. Wegen Verletzung 
der Bestimmungen der §§ 112 ff. GBA und 1,14 Abs. 1 so­
wie 37 Abs. 1 AGO war das Urteil des Bezirksgerichts 
gemäß § 9 Abs. 2 AGO aufzuheben und der Streitfall 
zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an dieses 
Gericht zurückzuverweisen.

§ 30 Abs. 3 AGO; § 113 Abs. 1 GBA.
1, Die Be weis Würdigung im arbeitsrechtlichen Verfah­
ren, darunter auch der Umfang der in sie einzubczic- 
henden bekannten Tatsachen, ist nicht in das Belieben 
des Gerichts gestellt. Sic ist vielmehr eine Tätigkeit des 
Gerichts zur Feststellung der Wahrheit rechtserheb­
licher Tatsachen, die sich unter Zugrundelegung objek­
tiver Kriterien vollzieht und daher auch an Hand die­
ser Kriterien auf ihre Richtigkeit hin überprüft werden 
kann.
2. Wer als Leiter eines Vcrkaufskollektivs schuldhaft 
durch pflichtwidriges Verhalten bei der Ermittlung, Er­
fassung, Abrechnung und Kontrolle der von den Ver­
kaufskräften erzielten Tageserlöse einen Zustand 
schafft, der zum Verschwinden von Geldbeträgen füh­
ren konnte und geführt hat, ist für den dadurch ent­
standenen Schaden materiell verantwortlich, soweit 
nicht festgestellt worden ist, daß ihn andere Ange­
hörige des Vcrkaufskollektivs ganz oder teilweise zu  
vertreten haben. Das gilt auch dann, wenn infolge des 
pflichtwidrigen Verhaltens das Verschwinden der Geld­
beträge nicht bis in alle Einzelheiten geklärt werden 
konnte.
OG, Urt. vom 26. Februar 1966 — Za 14/65.
Die Klägerin war bei dem Verklagten als Verkaufsstel­
lenleiterin beschäftigt. In der Verkaufsstelle wurde eine 
Minusdifferenz von 4952 MDN festgestellt. Die ehemalige 
Verkäuferin L. wurde im Strafverfahren u. a. zur Scha­
denersatzleistung an den Verklagten in Höhe von 
3704 MDN verurteilt. Da von diesem Betrag 500 MDN 
abzuziehen sind, die die L. in einer anderen Verkaufs­
stelle unterschlagen hatte, verbleibt zwischen dem obi­
gen Manko und der Schadenersatzverpflichtung der L. 
eine Differenz in Höhe von 1748 MDN.
Auf Antrag des Verklagten verpflichtete die Konflikt­
kommission die Klägerin, 200 MDN Schadenersatz zu 
zahlen. Gegen diesen Beschluß erhob die Klägerin 
Klage (Einspruch).
Das Kreisgericht hob den Beschluß der Konfliktkommis­
sion auf und wies den Verklagten mit seiner Forderung 
ab. Zur Begründung führte es im wesentlichen aus, 
die Konfliktkommission habe nicht den Beweis darüber 
geführt, daß der im Strafverfahren gegen die Verkäufe­
rin L. noch ungeklärte Schaden in Höhe von 1 748 MDN 
durch Arbeitspflichtverletzungen der Klägerin eingetre­
ten sei. Das Nichtführen von Kassenleisten erschwere 
zwar der Verkaufsstellenleiterin die Kontrolle gegen­
über den Verkäuferinnen und behindere das Erkennen 
von Unregelmäßigkeiten, beweise jedoch nicht eine 
schuldhafte Schadensverursachung.
Das Bezirksgericht wies den Einspruch (Berufung) des 
Verklagten als unbegründet zurück. Es führte im 
wesentlichen aus, daß die Unterschlagungen der Ver­
käuferin L. durch das pflichtwidrige Verhalten der Klä­
gerin ermöglicht worden seien. Für den damit noch 
nicht erfaßten Fehlbetrag müsse allerdings der Beweis 
erbracht werden, daß er durch Pflichtverletzungen der 
Klägerin entstanden sei. Den Beweis des Kausalzusam­
menhanges habe der Verklagte jedoch nicht geführt. 
Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag 
des Generalstaatsanwalts der DDR, der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Dem Kreis- und dem Bezirksgericht lagen ausreichende 
Tatsachen vor, um über die materielle Verantwortlich­
keit der Klägerin entscheiden zu können. Sie wurden 
vom Verklagten im Verfahren vorgetragen, überwie­
gend von der Klägerin bestätigt und ergaben sich auch 
aus den Akten des Strafverfahrens gegen die ehemalige 
Verkäuferin L. Dem Kassationsantrag war Erfolg be- 
schieden, weil beide Gerichte ungenügend die vorgetra­
genen und auch aus dem Strafverfahren bekannten Tat­
sachen in die Beweiswürdigung einbezogen, Beweise 
unrichtig würdigten, unrichtige Maßstäbe für die Beur­
teilung der Bedeutung der festgestellten Tatsachen im 
Hinblick auf die Rechtsfolgen anwendeten und somit zu 
einer falschen, auch der Richtlinie Nr. 14 des Plenums 
des Obersten Gerichts (NJ 1962 S. 607) zuwiderlaufenden 
Anwendung der Bestimmungen über die materielle Ver­
antwortlichkeit der Werktätigen gelangten.
§ 30 Abs. 3 AGO verlangt von den Gerichten eine Be­
weiswürdigung auf der Grundlage einer allseitigen, voll­
ständigen und objektiven Prüfung aller Umstände des 
Falles. Sie sind folglich zu einer der Erforschung und 
Feststellung der objektiven Wahrheit dienenden Be­
weiswürdigung verpflichtet, die die Grundlage für eine 
dem Gesetz entsprechende Entscheidung ist. Wiederholt 
hat das Oberste Gericht zum Ausdruck gebracht, daß die 
Beweiswürdigung — und das bezieht sich auch auf den 
Umläng der in sie einzubeziehenden bekannten Tat­
sachen — nicht in das Belieben des Gerichts gestellt ist. 
Sie ist vielmehr eine Tätigkeit des Gerichts zur Feststel­
lung der Wahrheit rechtserheblicher Tatsachen, die sich 
unter Zugrundelegung objektiver Kriterien vollzieht 
und daher auch an Hand dieser Kriterien auf ihre Rich­
tigkeit hin überprüft werden kann, wie dies im vor­
liegenden Kassationsverfahren zu geschehen hat (vgl. 
OG, Urteil vom 20. Dezember 1963 - Za 52/63 - OGA 
Bd. 4 S. 259). Der Kassationsantrag weist zu Recht dar­
auf hin, daß das Oberste Gericht bereits in seinem Ur­
teil vom 27. April 1962 - Za 7/62 - (OGA Bd. 3 S. 253; 
NJ 1962 S. 611; Arbeit und Sozialfürsorge 1962, Heft 21,
S. 497) ausführte, in Fällen der materiellen Verantwort­
lichkeit von Werktätigen im staatlichen und genossen­
schaftlichen Handel bestehe die Aufgabe des Gerichts 
bei der Vorbereitung und Durchführung der mündlichen 
Verhandlung darin, durch eine gründliche und umfas­
sende Aufklärung des Sachverhalts die Ursachen der im 
Verantwortungsbereich der Werktätigen aufgetretenen 
Inventurfehlbeträge vollständig zu ermitteln. Darauf 
habe das Gericht festzustellen, wem diese Ursachen als 
Verschulden zur Last fallen.
Ursachen des in der Verkaufsstelle festgestellten Fehl­
betrages waren die überaus leichtfertige Ermittlung, 
Erfassung, Abrechnung und Kontrolle der Verkaufser­
löse, die dazu führten, daß Geldbeträge verschwinden 
konnten und auch verschwunden sind. Diese Feststel­
lung wird durch verschiedene Tatsachen bewiesen, die 
den beiden Gerichten ebenfalls zur Verfügung standen. 
Entgegen wiederholten Anweisungen wurden lange Zeit 
keine, später oft nur formal und oberflächlich Kassen­
leisten geführt, so daß sie als Kontrollunterlagen unge­
eignet waren. Einige Kassenleisten waren in der Ver­
kaufsstelle nicht mehr auffindbar. Bei der täglichen Ab­
rechnung der von den Verkäuferinnen vereinnahmten 
Gelder erfaßte die Klägerin nur das Papiergeld, wäh­
rend das Hartgeld ohne Feststellung des Betrages bei 
den Verkäuferinnen verblieb. Die Anweisungen zur Füh­
rung des Kassenbuches wurden nicht beachtet. So wur­
den nur runde Beträge, nicht aber die tatsächlichen Er­
löse eingetragen (wird ausgeführt). Folglich blieben un­
kontrollierte Beträge in der Verkaufsstelle und gelang­
ten nicht in die Hände des Verklagten.
Die ehemalige Verkäuferin L. sagte im Strafverfahren
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